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Der Schweizerische Gewerkschaftsbund und
das Nachkriegsprogramm

des Internationalen Gewerkschaftsbundes.

Am Ende dieser Doppelnummer der «Gewerkschaftlichen
Rundschau» sind die von einem Provisorischen
Internationalen Gewerkschaftsrat ausgearbeiteten
Vorschläge für die Reorganisation des InternationalenGewerkschaftsbundes und die sozialpolitischensowie wirtschaftlichen Nachkriegsforderungenin jenem Wortlaut wiedergegeben, wie er nun dem im Februar dieses

Jahres in London anberaumten Internationalen Gewerkschaftskongress

vorliegen und von ihm behandelt werden wird.
Der Ausarbeitung der Vorschläge ist eine lange Vorarbeit

vorangegangen, anlässlich welcher auch die Landeszentralen
aufgefordert worden sind, ihre generellen Bemerkungen anzubringen.In diesem Zusammenhang hat das Bundeskomitee des Schweizerischen

Gewerkschaftsbundes bereits mit Schreiben vom 24.
Januar 1944 dem Internationalen Gewerkschaftsbund (IGB.)
mitgeteilt, dass es «die Notwendigkeit der Reorganisation des IGB.
anerkennt», ferner, dass es die in diesem Sinne vom IGB. ergriffene

Initiative « begrüsst » und die Vorlage als « Diskussionsgrundlage
» für den in Aussicht genommenen Internationalen

Gewerkschaftskongress betrachtet. Schon damals wurde aber auch
unterstrichen, dass die Gewerkschaftsbewegungen der einzelnen Länder
auch weiterhin die Möglichkeit haben müssen, « sich organisch aus
den eigenen Erfordernissen und Möglichkeiten heraus zu
entwickeln ».

Nach Kenntnisnahme des endgültigen Textes der sozialen und
wirtschaftlichen Forderungen hat das Bundeskomitee des
Schweizerischen Gewerkschaftsbundes (SGB.) in einem am 20. November

1944 an den IGB. gerichteten Brief diese Einstellung bekräftigt
und näher erläutert.
Das Bundeskomitee hat insbesondere auf einen gewissen

Widerspruch zwischen dem Bericht der I. Kommission über die
Reorganisation des IGB. und jenem der II. Kommission

über die sozialen und wirtschaftlichen
Forderungen hingewiesen. Im Bericht der I. Kommission wird
unter «Nationale Wiederherstellung der Gewerkschaften»
einleitend mit erfreulicher Deutlichkeit gesagt, dass die
«Wiederherstellung der vollen gewerkschaftlichenRechte und der gewerkschaftlichen Organisationen»

in jenen Ländern erfolgen soll, in denen sie zerstört worden
sind, so insbesondere in den befreiten, früher von der Achse
besetzten Ländern. Es heisst dann wörtlich weiter: «In gleicher



Weise sollte vorgegangen werden im Hinblick auf die
möglichst baldige Wiederaufnahme der gewerkschaftlichen
Wirksamkeit in den feindlichen Ländern selber. So sollte zum Beispiel
in Deutschland die Schaffung einer Gewerkschaftsbewegung als
eine der wichtigsten Vorbedingungen für die
demokratische Erziehung in Deutschland
betrachtet werden.»

Auch im Bericht der II. Kommission wird gesagt, dass « der
Wiederaufbau der Gewerkschaften und die
Wiederherstellung der gewerkschaftlichen Rechte in allen
Ländern einer der ersten Schritte auf dem Wege zu
den menschlichen Freiheiten und demokratischen
Institutionen » ist, ferner wird bekräftigt, dass «in allen Teilen
der Welt die sich selbst regierenden Länder die
absolute Freiheit haben müssen, ihre politische und
kulturelle Unabhängigkeit in dem Masse aufrechtzuerhalten, als dies
möglich ist, ohne nachteilige Auswirkungen auf die Freiheit
anderer Länder ».

Im gleichen Bericht der II. Kommission heisst es jedoch im
gleichen Zusammenhang unter anderem, dass gewisse
«Einschränkungen hingenommen werden müssen auf dem
Gebiete der Wiederherstellung der vollen Freiheit

und demokratischen Institutionen in den
feindlichen Ländern ». Insbesondere wird in diesem Zusammenhang
auf die Unerlässlichkeit der militärischen Besetzung nach dem
Zusammenbruch dieser Länder hingewiesen. Das Bundeskomitee zweifelt

nicht an der Unvermeidlichkeit dieser Besetzung sowie
zahlreicher damit verbundener Massnahmen und kann deshalb sicherlich

der bestehenden Notwendigkeit anfänglicher weitgehender
Eingriffe und Vollmachten der Besetzungsmächte Verständnis
entgegenbringen. Diese unvermeidliche Kontrolle soll jedoch nach
Ansicht des Bundeskomitees des SGB. im Interesse der Gewerkschaften
und ihrer Unabhängigkeit nicht Sache der Gewerkschaften und
ihrer nationalen oder internationalen Organisationen sein,
sondern muss Angelegenheit der Besetzungsmacht und der nationalen
behördlichen Organe sein. Das Bundeskomitee ist der Ansicht, dass,
wenn die Arbeiterbewegung, wie es im Programm des IGB. heisst,
«streng auf einer zivilen Verwaltung zu
bestehen hat, die für die Regierung der feindlichen Länder während

ihrer Besetzung verantwortlich ist », diese zivile Verwaltung
nicht gewährleistet ist, falls es nachher weiter heisst,
« die internationale Arbeiterschaft muss in den höheren

Instanzen dieser zivilen Verwaltung vertreten sein ». Diese
zivile Verwaltung ist auch nicht gewährleistet,
wenn es im Programm des IGB. weiter heisst:
«Angesichts der bestehenden Umstände wird es nicht möglich sein, die
Gewerkschaften der betreffenden Länder sofort wieder zu errichten
und ihnen unbegrenzte Aktionsfreiheit zu gewähren. Die Wieder-
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herstellung der gewerkschaftlichen Wirksamkeit in diesen Ländern
muss einer Kommission anvertraut werden, die von der bereits
erwähnten alliierten zivilen Verwaltung und insbesondere
unter der direkten Autorität der in ihr vorhandenen Gewerkschaftsvertreter

zu errichten ist. Diese Kommission würde sich
zusammensetzen aus bevollmächtigten
internationalen Gewerkschaftsführern, die zu
gegebener Zeit die notwendige Mitarbeit zuverlässiger Arbeitervertreter

des betreffenden Landes nachsuchen könnten. » «DieAlliierte Gewerkschaftskommission wird die
Methoden festlegen, die anzuwenden sind bei der
Befragung der Werktätigen über Angelegenheiten allgemeiner Art
und allgemeinen Interesses im Zusammenhang mit dem Wiederaufbau

der gewerkschaftlichen Organisationen und bei der
allmählichen Wiederaufnahme der Wirksamkeit der
Gewerkschaftsbewegung. »

Das Bundeskomitee gab der Ansicht Ausdruck, dass, wenn der
Krieg von den Alliierten gewonnen und das totalitäre Regime
besiegt ist, wenn es sich ferner nach diesem Krieg darum handelt,
in den besiegten Ländern Ordnung und vor allem eine neue
demokratische Ordnung zu schaffen, wie sie im Programm
des IGB. als « unabänderlicher Grundsatz » proklamiert wird, den
Gewerkschaften, die sich ohne Zweifel — man denke an das
Beispiel von Italien und Frankreich! — als erster Kern dieser
Ordnung ergeben werden, die weitestgehende Selbständigkeit

in bezug auf ihre Errichtung und
Verwaltung zuerkannt werden muss, und zwar so
bald als irgendwie möglich. Wenn auch eine gewisse
Ueberwachung und Hilfe seitens der Besetzungsmacht und
ihren Organen nötig sein mag, so muss doch alles vermieden

werden, was nach direkter Einmischung und
Vertretung aussieht. Leute, denen diese Aufgabe
übertragen würde, würden, gleichviel, wie gut auch ihre Absichten
wären, von dem besiegten und deshalb empfindlichen

Volk genau so als Eindringlinge betrachtet
werden, wie dies in ähnlichen Fällen in den

von Deutschland besetzten Ländern der Fall
gewesen ist. Ueberdies kann eine gesunde
Gewerkschaftsbewegung nur aus den Betrieben und B e -
rufen des Landes selber herauswachsen, und sie kann nur
jene wichtige Rolle erfüllen, die ihr zugedacht ist und ohne die
eine wahrhaft demokratische Ordnung in einem Lande überhaupt
nicht herzustellen ist, wenn sich die Gewerkschaften
selbständig bilden und entwickeln können.

Was im Programm des IGB. in bezug auf die materiellenHilfsaktionen gesagt wird, gilt auch in bezug auf jedeandere Hilfe und insbesondere hinsichtlich der
Wiedererrichtung der Gewerkschaften, deren guter
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Kern übrigens nicht ganz zerstört sein kann. Auch in dieserBeziehung muss die internationale Gewerkschaftsbewegung, wie esim Programm des IGB. im I. Teil am Ende des II. Kaphels in bezugaul die Hilfsaktionen heisst, überzeugt sein, « dass, wenn irgendeineder alliierten Regierungen oder ihre offiziellen Vertreter die
i!18W-lVl Absi<\ht des politischen Missbrauchsder Hilfsaktion an den Tag legen würden, sie sofort auf die u n -nachgiebige Opposition der gewerkschaftlichen
Organisationen des betreffenden Landes oder der betreffen-den Lander stossen würden ».

Es ist im Interesse der ganzen internationalen Gewerkschaftsbewegung,
dass angesichts der ungeheuren politischen und

wirtschaftlichen Schwierigkeiten der ersten Nachkriegszeit wenigstensdie Arbeiterschaft aller Länder, dersiegenden, neutralen und besiegten Staaten, allestut, um angesichts der Ziele und Aufgaben, dieihr gegeben sind, sofort die grösstmöglicheInnigkeit und Zusammenarbeit zu erzielen. Diesist vor allem auch deshalb wichtig, weil die Demokratie, die nachder Besiegung der Achsenstaaten an die Stelle des Totalitarismustreten will, m kürzester Zeit eine allgemeine und lebensfähige
Ordnung und neue Ordnung der Welt zu schaffen hat. Die Demokratiekann diese Bewährungsprobe nur bestehen, wennsichdieGe-werkschaften sofort in allen Ländern im Zusam-menwirken aller Länder an die Arbeit machen.Es wäre eine Verleugnung ihrer jahrzehntelangenWirksamkeit und Erziehungsarbeit, wenn die
Gewerkschaften nicht annehmen würden, dass der grösste Teilihrer früheren Mitglieder in den Achsenländern und insbesondere
m Deutschland n i c h t zu jenen Elementen gehörten und gehören,die mit der Verantwortung für die schlimmsten Sünden des totalitären

Regimes und den schlimmsten Kriegsverbrechen belastet
sind.

Was die Organisationsform der
Gewerkschaftsbewegung im allgemeinen betrifft, so ist
Klar, dass für die Gewerkschaftsbewegung angesichts der gewaltigenPlanwirtschaften Aufgaben, die sich nach dem Kriege stellenwerden, eine möglichst lückenlose gewerkschaftliche

Erfassung der Arbeiter aller Länder eineunbedingte Notwendigkeit ist und deshalb alles getanwerden muss um dieses Ziel zu erreichen, sowohl zahlenmässigals auch in bezug auf die Organisationsform
(Zusammenlegung artverwandter Gewerkschaften, Industrieverbändeund so weiter) Hingegen werden die Fehler der totalitären Staatenaul diesem Gebiete nur vermieden werden können, wenn sich innerhalb

dieser voll organisierten Arbeiterschaft im Sinne demokratischer
Prinzipien bei weitestgehender gewerkschaftlicherZusammenarbeit trotzdem die ideologischen Unter-
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r"^eMatge1rtei,.,.raClllen "^ deruBeweg»»g «inen über dasrein Materule hinaus gehenden Inhalt geben können,weshalb Bestrebungen nieht in Frage kommen sollen im Sinneder Zusammenlegung aller Richtungen, wie sie im Bericht der
LKt:r3rkrneern;Internati°naIe ^^**«*—¦"*» ve,
,i„Wj8 dJe ""gemeine internationale Organisa-tion der Ge we rks eh af tsb e we gun g betrifft, so kann 1
wie bereits gesagt - die Reorganisation des IGB. anerkannt unddie diesbezügliche Initiative begrüsst werden. Als ein Schritt "n
dieser Begehung können die auf eine bessere Organisa"lon der technischen Dienste hinzielenden Be-strebungen der Zusammenarbeit zwischen demInternationa en Gewerkschaftsbund und denInternationalen Berufssekretariat en betrach-
sten Zelt /"' A^eÜfU °er wirtschaftliehen Aufgaben der nach-sten Zeit, die insbesondere auch grosseAufgabenderein-
e, ;LCn7 ^",8tri.en mh dch brinSen und nötig m»««en, wirdes ohne Zweifel nicht zu umgehen sein, dem beruflichenLm_?nte,nvermehrtesGewichtzugebenInwelchem Mass und Umfang dies der Fall „nd möglich sein kann Tn

-besondere auch im Hinblick auf die organisatorische und sonstige
Ausrüstung einer Reihe von Bernfssekretariaten, ist heute „ochnicht abzusehen weshalb der Behandlung dieser Frage vor Kriees-ende und vor einer gründlichen Besprechung der internationalfn
Orgamsationsprobleme auf einem internationalen Gewerkschafts-kongress nicht vorgegriffen werden soll.
_.;_. iT" ?.e8°nderer .Genugtuung — speziell im Hinblick auf diediesbezügliche negative Einstellung der Beschlüsse von Dnmbarton
T r R 7•• j 8S TBunde*omitee des SGB. das E i n t r e t e n d e slOr«. für das Internationale Arbeitsamt zur Kennt-ms genommen, das heisst die Forderung, dass die InternationaleArbeitsorganisation «eine vollständig selbständigeOrganisation werden und dass sie ermächtigt werden musssich mit den wirtschaftlichen Seiten des Problems
zu befassen, wo dies im Interesse der Erreichung ihrer sozialenZiiele notig ist».

,ra
,Da8 Bundeskomitee des SGB. hat die verschiedenen Aenderungenund Ergänzungen des sozialen und wirtschaftlichen

Jj-rogramms zur Kenntnis genommen und daraus ersehen, dass indieser Angelegenheit das letzte Wort noch nicht gesprochen ist. Es
anerkennt, abgesehen von den zum Ausdrck gebrachten Verdeut-
ZZTST^m deV,ben Alerten Hauptfragen, die beiden Ent-würfe als brauchbare Grundlagen weitererBesprechungen und Ergänzungen. Das Bundeskomitee hofft,dass die internationale Gewerkschaftsbewegung, die in anerkennenswerter Weise die Kontinuität gewerkschaftlich« Irbeh a°f
internationalem Gebiet während des ganzen Krieges aufrechtzu-
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erhalten vermochte, möglichst bald und mit möglichst1 u c k e n 1 o s e r V e r t r e t u n g der zuständigen Instanzen undLander zu einem internationalen Kongress zusammentreten können
Im übrigen stellt sich das Bundeskomitee des SGB mit demASS_i?W a"f ^ Standpunkts Ä

vereinigen ,1 ZT aufSefordert werden muss, ihre Kräfte zuvereinigen, um Bedingungen zu schaffen, aus denen ein EuronaShJ undWGlf. bh8f^^ *»* die demokratische _owi L
raw. J-

GIeichhe» erfolgende Zusammenfügung aller seiner
AJ' H z,U8ammenarbeiten für die Verhinderung von KrW^und des Missbrauchs wirtschaftlicher Macht sowie z^FöSn.ihrer gemeinsamen Wohlfahrt». rorderung

XX.

Bringt Dumbarton Oaks die kollektive
Sicherheit?

Von E. F. Rimensberger.
I. Einleitung.

d e .°4e-.T"ugend,en ^gleiche zwischen den Satzungent .V°lk_erbundes und den Beschlüssen der vom 21 Auau_.

te £l2^ H nart°n °a\S ab^altenen £±E£
nach AbTchh.« 2_ i f ^ Ver~ Natlo°en sind unmittelbar
den Unsere A,,f^erenlVOn Dumbart°n Oaks gemacht wor-den Unsere Ausfuhrungen gehen von der Voraussetzung aus dassleider auch nach diesem Krieg, falls nicht grundlegende 1'ende

deTnVenrwTk7- G1.Sell9chaft-d»-g einfreten, n"cht mttder Verwirklichung jener kollektiven Sicherheitgerechnet werden kann, für die sich dieArbelt e naft d .„ gfc g ^ «He -i eh
nationale Gewerkschaftsbund in der Zeit zwi
:ingeensedtzntbbeaibdeenn fe"hi^" "" «>'" wi
wiÄfh^fr^
faXL iT^' 8cheint»-ere p

es's imi st i s che" Inf
sogL Sehten / " " l'*•* ' * f ° ' j*' man mu88 neuerfing,S rturcc.hten' dass n'eht einmal jene kräftige Allianz der ver-ü i3rraten ts-"16 kommen wird'die *d- -eh.ÜlT.« A A"8f»h,rUngen als Kern und Voraussetzung der neu zuÄSÄT/'t'l befürwortet wird Ld di"von der UdSSR durch die Rede Stalins am letztjährigen Jahrestagder russischen Revolution als vorläufige Lösung iejaht wordT^
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